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Tagung des Reichsbanners 
Schwarz - Rot - Gold

Gauvorstandssitzung Nord-West in Hannover
Die Sitzung wurde am Sonnabend, dem 

2.' April 1966, um 15.45 Uhr, durch den 
Kameraden Koch, Hannover, eröffnet.

Anwesend waren Vertreter aus Berlin, 
Hamburg, Bremen, Verden, Paderborn 
und Hannover.

Kamerad Westermann, Bremen, gab 
zunächst einen Überblick über die ge­
leistete Arbeit. Feste Verbindungen be­
stehen zu den oben genannten Ortsgrup­
pen, lose Verbindungen sind mit Frank- 
furt/Main, Braunschweig, Heilbronn, Han- 
noversch-Münden, Peine, Mönchen-Glad- 
bach und Kiel aufgenommen. Das Reichs­
banner hat, wie alle anderen Organisatio­
nen, Nachwuchssorgen. Der starke Ab­
gang durch Sterbefälle konnte nur in 
Bremen ausgeglichen werden. Die Schwie- 
Ägkeiten des weiteren Aufbaues be­
stehen vor allen Dingen darin, daß die 
ehemaligen Mitglieder von vor 1933 
heute zu alt sind und nicht mehr die 
Frische zum Wiedereintritt aufbringen. 
Hinzu kommt ein mangelndes Interesse 
der Jugend.

Darauf ergriff Kamerad Meyer, Berlin, 
das Wort. Er schlug vor, den Bericht 
des Kameraden Westermann als Grund­
lage für künftige Arbeit zu nehmen. 
Form und Entwicklung sollen nicht nur 
aus Tradition betrachtet werden, sondern 
unter Hinweis auf den aufkommenden 

Rechtsradikalismus. Nach 20 Jahren hat 
die heutige Jugend zu wenige Erlebnisse 
in politischer Hinsicht, um gegen die 
Propaganda der Rechtsradikalen gefeit 
zu sein (siehe Fackelzug der NPD 1966 
in Nürnberg). In Berlin wurde ein Korso 
der NPD mit durch den Einspruch des 
Freiheitsbundes wegen Gefährdung der 
Sicherheit und Ordnung verboten. Man 
soll keine Gleichgültigkeit aufkommen 
lassen und die Lethargie öffentlicher Stel­
len überwinden. Wir müssen uns fol­
genden Satz immer vor Aügen halten:

Ohne Hitler —- kein Ulbricht! 
Ohne Ulbricht — keine Mauer!

Die Verbindung zur Polizei muß weiter 
ausgebaut werden. Wenn Verbot , der KP 
— dann auch Verbot des Rechtsradikalis­
mus. Kamerad Meyer gab einen Hinweis, 
den Rechtsradikalismus nicht nur durch 
Verbreitung von Flugblättern zu be­
kämpfen.

Ferner wies er darauf hin, daß die 
SPD und die Gewerkschaften mehr an­
gesprochen werden müßten.

Kamerad Schneider, Hannover, er­
klärte, daß die Situation in den verschie­
denen Ortsgruppen unterschiedlich sei. 
Man kann z. B. Berlin nicht mit Hannover 
vergleichen.

Kamerad Stahl, Bremen, sagte, daß die 



beginnende Uniformierung von Jugend­
lichen bei rechtsradikalen Organisationen 
z. B. Adler mit den Zuständen vor 1933 
zu vergleichen sei.

Kamerad Koppen, Berlin, regte an, daß 
die Zeitschrift „Politik und Zeit­
geschichte", Beilage zur Wochenzeitung 
„Das Parlament" mehr Beachtung finden 
solle.

Kamerad Westermann, Bremen, kam 
dann auf den Punkt Neuwahlen zu spre­
chen. Der Bericht der Mandatsprüfungs­
kommission soll insgesamt 9 Punkte um­
fassen.

Neue Marken für Zwecke des Gaues 
soll der neue Vorstand beschließen.

Kamerad Schneider, Hannover, machte 
den Vorschlag, 10 Prozent der Beiträge 
an den Gau abzuführen.

Kamerad Westermann wies dann auf 
das Treffen in Berlin und die nächste 
Gaukonferenz hin. Es wurde beschlossen, 
das allgemeine Treffen in Berlin und die 
Gaukonferenz in Bremen durchzuführen. 
Berlin, Anfang September 1966, Bremen 
wird noch bekanntgegeben. Die Zahl der 
Delegierten soll von jedem Ortsverband 
3 betragen. In bezug auf die Satzungen 
konnte keine genaue Klärung herbeige­
führt werden, ob der Bund als solcher 
oder die Landesverbände durch den Bund 
eingetragen sind, siehe Satzung § 1 und^ 
§ 9. Die Tagung schloß um 18.30 Uhr.

Verpflichtung zur Solidarität
Eine halbe Million Deutsche wollen in die Bundesrepublik

In den Gebieten der Ostblockstaaten 
leben noch etwa 1,7 Millionen Deutsche. 
Ihr Los ist unterschiedlich. In Rumänien 
gibt es für die dort lebenden Siebenbür­
ger Sachsen deutsche Schulen und Zei­
tungen. In der Tschechoslowakei hin­
gegen genießen die Kinder deutscher 
Eltern nur stundenweise Deutschunter­
richt; der Prozeß der Entnationalisierung 
ist in diesem Lande wie auch in Polen 
voll im Gange. Viele tausende Kinder 
deutscher Eltern vermögen sich nur un­
vollkommen in ihrer Muttersprache aus­
zudrücken, ihnen bleibt der Zugang zur 
Kultur unseres Volkes verschlossen; sie 
sehen die Welt durch eine Brille, die 
nicht die ihre ist.

Minderheitenrechte, vor dem Zweiten 
Weltkrieg in vielen zwischenstaatlichen 
Verträgen verankert, gelten für diese 
Deutschen nicht. Sie werden ihnen ver­
weigert. Die Staaten, in denen sie leben, 
lassen sie dafür büßen, daß sie Deutsche 
sind; sie gehören zu jenen unglücklichen 
Menschen, die die schwerste Last des 
Zweiten Weltkrieges und seiner Folgen 
zu tragen haben. Sie gelten nicht als voll­
wertige Staatsbürger, der Zugang zu 
Staatsämtern bleibt ihnen verwehrt, sie 
sind Fremde auf angestammtem Boden, 

sie stehen als Parias auf der untersten 
Stufe von Staat und Gesellschaft, sind 
diskriminiert und haben keine Aussicht, 
Gleichwertigkeit zu erreichen. Sie leiden 
stellvertretend für uns alle.

über eine halbe Million von diesen 
Deutschen haben Anträge auf Aussied­
lung in die Bundesrepublik gestellt. Sie 
wollen und können sich nicht mit ihrem 
Los abfinden, sie wollen, daß ihre Kinder 
Schulen ihrer Muttersprache besuchen, 
daß sie im Leben weiterkommen und 
ihnen nicht verwehrt wird, worauf sie 
Anspruch haben: auf die in der Charta 
der Vereinten Nationen verankerten 
Menschenrechte. Diese sind unabdingb« 
und kein Handelsobjekt.

Gewiß, auf dem Wege der Familien­
zusammenführung ist vieles geschehen 
und wurde viel Leid gemildert, wurde 
zusammengefügt, was zusammengehört. 
Einige Ostblockstaaten bewiesen großes 
Verständnis und bereiteten besonders in 
den letzten Jahren keine Schwierigkei­
ten. Noch immer treffen Aussiedlungs­
gruppen in Friedland ein, sind am Ziel 
ihrer Wünsche angelangt. Aber eine 
halbe Million wartet noch auf die Erledi­
gung ihrer Anträge, hofft auf Solidarität 
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und Menschlichkeit. Sollen sie vergeb­
lich an die Türen klopfen?

Für die deutsche Diplomatie eröffnet 
sich ein weites Betätigungsfeld. Die 
Bundesrepublik legt Wert auf .die Ver­
tiefung der wirtschaftlichen und kulturel­
len Beziehungen zu den Ostblockstaaten; 
hier wurde manches Zukunftsweisende 

getan. Doch diese begrüßenswerten Kon­
takte; unerläßlich für den Brückenschlag 
zwischen Ost und West, bedürfen der 
Ergänzung durch die Besserung der mit­
menschlichen Beziehungen. Das hat mit 
Nationalismus nichts zu tun. Es entspringt 
der Verpflichtung zur Solidarität, der sich 
keine deutsche Regierung entziehen darf.

Niedersachsens
Verantwortung

Äir

und menschliche Eingliederung der Ver­
triebenen und Flüchtlinge als auch die 
politische Verantwortung für die Heimat 
der Flüchtlinge und Vertriebenen als ihre 
staatspolitische und nationale Pflicht auf­
gefaßt. (SuE)

ganz Deutschland

In Niedersachsen leben heute 700 000 
Schlesier, 400 000 Ostpreußen, 350 000 
Mitteldeutsche, 260 000 Ostpommern. Das 
heißt, fast jeder dritte Bürger des Landes 
Niedersachsen hat seine Heimat hinter 
dem Eisernen Vorhang, hinter der Oder- 
Neiße-Linie. Wo einst 96 Menschen auf 
einem Quadratkilometer lebten, werden 
jetzt 139 Einwohner gezählt. Die Einwoh­
nerzahl Niedersachsens stieg sprunghaft 
von 4,5 Mill, auf 7 Mill. •—■ Diese Zahlen 
sind einem Bericht entnommen, der von 
der Regierung Niedersachsens veröffent­
licht wurde. Die von Ministerpräsident 
Dr. Georg Diederichs geführte nieder­
sächsische Landesregierung fügte dem 
Bericht der Zahlen noch einige grund- 
■zliche Bemerkungen an: „Was unsern 

; Ost- und Mitteldeutschland geflüch­
teten oder vertriebenen Mitbürgern auf­
gebürdet wurde, darf nicht als isoliertes 
ost- oder mitteldeutsches Schicksal ver­
standen, sondern muß als unser gemein­
sames gesamtdeutsches Schicksal ange­
sehen werden. Nur so können wir glaub­
haft machen, daß unsere berechtigte For­
derung nach Wiedervereinigung unseres 
Volkes mehr als nur ein Lippenbekennt­
nis ist." — Seit der Regierungszeit von 
Hinrich Wilhelm Kopf hat die von So­
zialdemokraten geführte niedersächsische 
Regierung stets sowohl die berufliche

Im 86. Lebensjahr verstarb 
unser Kamerad

Jockel Meier
Geboren am 3. 9. 1880, 
verstorben am 20. 4. 1966.

Eintritt in den F. B. am 17. 10. 1951.

Jockel Meier war einer der ersten, die 
bei der Gründung des Reichsbanner 
im Jahre 1924 dabei waren. Er hat von 
Anfang an in vorderster Linie gestan­
den und ist vor allem durch seine nie 
versagende Aktivität vielen Kameraden 
ein Vorbild gewesen. Auf der bezirk­
lichen Ebene hat er viele Funktionen 
innegehabt.

Nach der Gründung des Freiheitsbun­
des im Jahre 1951 war er auch wieder 
einer der ersten, die sich zur Mitarbeit 
zur Verfügung stellten. In den ersten 
Jahren nach der Gründung war er 
bei allen Veranstaltungen dabei, be­
dauerte aber immer wieder, daß er 
infolge seines Alters nicht mehr so 
mitarbeiten könne, wie er es gern 
selbst wollte. Der Bezirk Tempelhof 
und der Landesvorstand verdanken 
ihm manche wertvolle Anregung.

Ehre seinem Angedenken!
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Bezirk­
liche

Nachrichten
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